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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Die WAK des Nationalrats  reichte eine parlamentarische Initiative zur Förderung von
Risikokapitalanlagen ein. Hintergrund dazu bildete ein Bericht des Bundesrates aus
dem Jahre 1995, an welchem die WAK bemängelt hatte, dass darin keine konkreten
Massnahmen vorgeschlagen werden. Im Verlaufe ihrer Studien kam die WAK zum
Schluss, dass öffentlich-rechtliche Fonds oder gemischtwirtschaftliche
Investitionsbanken nicht der geeignete Weg seien. Sie beantragte deshalb einen
Bundesbeschluss, der Anlagen in Risikokapitalgesellschaften, welche mindestens 60%
ihrer Mittel in neue schweizerische Unternehmungen mit innovativen Produkten
investieren, steuerlich privilegiert. Eine Steuerprivilegierung dieser Gesellschaften
selbst sei nicht sinnvoll, da diese normalerweise in den Startjahren ohnehin kaum
Gewinne ausweisen würden. Hingegen sollen Risikokapitalgeber einen Teil ihrer Anlage
im ersten Jahr zu einem höheren Satz als üblich abschreiben (juristische Personen)
resp. von der Einkommenssteuer abziehen dürfen. Diese Abzüge sind freilich
Höchstgrenzen unterworfen und müssen, falls der Anleger später seine Beteiligung mit
Gewinn verkauft, zu diesem Zeitpunkt versteuert werden. Daneben formulierte die WAK
drei weitere Vorschläge in Form von Motionen. Die erste fordert, dass die
Anlagevorschriften für Pensionskassen in dem Sinne gelockert werden, dass diese
vermehrt auch in Risikokapitalgesellschaften investieren dürfen. Eine aus SP-
Abgeordneten gebildete Kommissionsminderheit möchte noch weiter gehen. Sie schlug
vor, die Pensionskassen zu verpflichten, einen bestimmten Minimalanteil ihrer Gelder in
Risikokapitalgesellschaften anzulegen. Die zweite Motion verlangt vom Bundesrat,
Schritte einzuleiten, die Risikokapitalgesellschaften, neugegründeten Unternehmungen
und anderen KMU den Zugang zu den Börsen erleichtern. Die dritte Motion schliesslich
betrifft die Bildungspolitik. Hier werden Massnahmen gefordert, um Studierenden an
den Eidgenössischen Hochschulen, den Universitäten und den Fachhochschulen die für
eine Unternehmensgründung erforderlichen Kenntnisse zu vermitteln. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.01.1997
HANS HIRTER

Der Bundesrat erklärte sich mit den vorgeschlagenen Massnahmen weitgehend
einverstanden. Er wies aber auch auf Definitionsprobleme im Bereich der
Risikokapitalgesellschaften hin und schlug einige Detailkorrekturen vor. Der Nationalrat
stimmte in der Sommersession dem Bundesbeschluss ohne Gegenstimme zu. Im
Anschluss daran überwies er die Motion betreffend Lockerung der Anlagevorschriften
für Pensionskassen, lehnte jedoch die Verpflichtung, einen Mindestanteil ihres
Vermögens in Risikokapitalgesellschaften anzulegen (Motion der linken
Kommissionsminderheit) ab. Die Motion seiner WAK für Kurse in
Unternehmensgründung an Hochschulen wandelte er in ein Postulat um. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.1997
HANS HIRTER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Im Dezember 2019 reichten Vertreterinnen und Vertreter der SP-, Grünen-, Mitte-
sowie der FDP.Liberale-Fraktion vier gleichlautende parlamentarische Initiativen ein
(Pa.Iv. 19.504 Munz (sp, SH); Pa.Iv. 19.505 Roduit (cvp, VS); Pa.Iv. 19.506 Eymann (lpd, BS);
Pa.Iv. 19.507 Trede (gp, BE)). Mit diesen Vorstössen wurde der Bundesrat aufgefordert,
für vergünstigte Tarife im öffentlichen Verkehr für Schulklassen zu sorgen.
Exkursionen von Schulklassen erfüllten wichtige pädagogische, soziale und kulturelle
Funktionen für die Kinder und Jugendlichen und sollten entsprechend gefördert
werden, so die Initiantinnen und Initianten.
Die zuständige KVF-NR befasste sich im Oktober 2020 mit den Initiativen und gab dem
Vorhaben mehrheitlich Folge (15 zu 10 Stimmen). Die Kommission vertrat die Ansicht,
dass ausserschulische Aktivitäten für die Bildung der Kinder und Jugendlichen wichtig
seien. Eine Minderheit war hingegen der Auffassung, dass damit in die Kompetenz der
Kantone und Gemeinden eingegriffen würde, die für Bildungsfragen zuständig seien. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.10.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Der Nationalrat gewährte ohne Diskussion eine Fristverlängerung zur Ausarbeitung
einer Vorlage im Sinne der Parlamentarischen Initiative Zbinden (sp, AG) für einen
Bildungsrahmenartikel in der Bundesverfassung bis zur Herbstsession 2001. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Basierend auf einer parlamentarischen Initiative Zbinden (sp, AG) gab die WBK des
Nationalrats einen Entwurf zu einem Bildungsrahmenartikel in die Vernehmlassung.
Dieser soll die Verfassungsgrundlage bieten, um die internationale
Wettbewerbsfähigkeit des schweizerischen Bildungswesens zu erhöhen, die
interkantonale und internationale Mobilität zu erleichtern und die kantonalen
Bildungssysteme in Teilbereichen gesamtschweizerisch zu harmonisieren (Dauer der
Bildungsstufen, ihre Übergänge und die Anerkennung von Abschlüssen). Der Entwurf
stiess bei Parteien und Organisationen mehrheitlich auf Zustimmung. Die Kantone und
die CVP sprachen sich für eine subsidiäre Bundeskompetenz aus, d.h. der Bund soll nur
dann mit einseitigen Regelungen in die Schulhoheit der Kantone eingreifen, wenn diese
sich nicht auf eine Lösung einigen können. FDP, SP und Grüne optierten für eine
aktivere Rolle des Bundes. Einzig die SVP meldete grundsätzliche Vorbehalte an; für die
notwendigen Änderungen genügten die bestehenden Verfassungsgrundlagen. Die
Universitätskonferenz befürwortete eine klarere Regelung der Aufgabenteilung
zwischen Bund und Kantonen; die Konferenz der Fachhochschulen vermisste die
Verankerung eines Ordnungsprinzips, nach welchem die Hochschullandschaft
funktionieren soll, dem Dachverband „Berufsbildung Schweiz“ und dem
Gewerbeverband fehlte eine Verankerung der Gleichstellung von allgemeinen und
berufsorientierten Bildungswegen. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.05.2004
MAGDALENA BERNATH

Der Nationalrat lehnte eine parlamentarische Initiative der SP-Fraktion ab, welche
einen Drittel der überschüssigen Goldreserven der Nationalbank für eine
Bildungsoffensive einsetzen wollte; der Vorstoss wurde zusammen mit der Botschaft
des Bundesrates zur Verwendung des überschüssigen Nationalbankgoldes behandelt. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.06.2004
MAGDALENA BERNATH

Die Vorlage stiess im Nationalrat auf ein mehrheitlich positives Echo. Für die CVP
stellte sie einen wichtigen Schritt für die Wissensgesellschaft Schweiz des 21.
Jahrhunderts dar, die FDP hielt die Reform für notwendig, damit die Schweiz im
Bildungsbereich im europäischen Vergleich weiterhin konkurrenzfähig bleibe. Die
Grünen und ein Teil der Ratslinken bedauerten jedoch, dass ein umfassendes Recht auf
Bildung, das Mitbestimmungsrecht für Studierende und eine einheitliche Regelung im
Stipendienwesen nicht Eingang in die neuen Bestimmungen gefunden hatten. Während
die Rechtskonservativen den Bildungsrahmenartikel ablehnten, weil sie ihn als Gefahr
für den Föderalismus und die kantonale Autonomie betrachteten, hielt die äusserste
Linke die Vorlage für undemokratisch; ein Rückweisungsantrag Zisyadis (pda, VD), der
die Einführung eines Volks- oder Kantonsreferendums gegen interkantonale Verträge
verlangt hatte, blieb mit 158:4 Stimmen chancenlos. In der Detailberatung nahm der
Nationalrat nur minime Änderungen am Vorschlag seiner WBK vor: So hiess er mit
106:62 Stimmen einen Einzelantrag Triponez (fdp, BE) gut, welcher Bund und Kantone
verpflichtet, sich für die Gleichwertigkeit von rein schulischer und beruflicher Bildung
einzusetzen. Abgelehnt wurden sowohl zwei Minderheitsanträge Rutschmann (svp, ZH),
welche dem Bund mehr Zurückhaltung auferlegen wollten, wenn die Harmonisierung
des Schulwesens nicht auf dem Koordinationsweg zustande kommen sollte resp. im
Bereich der Weiterbildung, als auch ein Minderheitsantrag Stump (sp, AG) zur
Ausweitung der Kompetenzen des Bundes; hier hatte die Linke die Bestimmung
streichen wollen, wonach der Mitwirkung der Kantone besonderes Gewicht zukommt,
falls der Bund Erlasse vorbereitet, die ihre Zuständigkeiten betreffen. Die Vorlage
passierte die Gesamtabstimmung mit 152:8 Stimmen bei 7 Enthaltungen. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.2005
MAGDALENA BERNATH

01.01.65 - 01.01.21 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Auch der Ständerat begrüsste die Bildungsverfassung und beschloss ohne
Gegenstimme Eintreten. Namens der für den Hochschulartikel zuständigen
Subkommission erklärte Bieri (cvp, ZG), dass die kantonalen Universitäten, die ETH und
die Fachhochschulen künftig auf der gleichen Verfassungsgrundlage basierten und
unter Berücksichtigung ihrer unterschiedlichen Zielsetzungen und Trägerschaften
gleich behandelt würden. Ihre Steuerung erfolge primär über eine partnerschaftliche
Kooperation unter den verschiedenen Hochschulträgern und über eine umfassende
Koordination von Bund und Kantonen durch ein gemeinsames Lenkungsorgan. In der
Detailberatung stimmte die kleine Kammer einer von ihrer WBK vorgeschlagenen
Präzisierung der von Nationalrat Triponez (fdp, BE) eingebrachten Ergänzung zur
Gleichwertigkeit der verschiedenen Bildungswege zu und billigte die Vorlage in der
Gesamtabstimmung mit 32:0 Stimmen. In zweiter Lesung schloss sich die grosse
Kammer dieser Umformulierung diskussionslos an. Die Räte verabschiedeten den
Bildungsrahmenartikel in der Schlussabstimmung mit 176:3 Stimmen bei 7 Enthaltungen
(Nationalrat) und 44:1 Stimmen (Ständerat). 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Nach einem lauen Abstimmungskampf nahmen Volk und alle Stände bei einer
Beteiligung von 27,8% die Verfassungsänderung zur Bildung mit 85,6% Ja-Stimmen an.
Am meisten Zuspruch erhielt die Vorlage in Bern (92,9%); über 90% Ja-Stimmen
resultierten auch in Neuenburg, Basel-Stadt, der Waadt, Solothurn und Basel-Land. Am
skeptischsten zeigten sich das Tessin (59,7%) und Appenzell Innerrhoden (59,2%). Die
hohe Zustimmung von 85,6% hat Seltenheitswert; einen ähnlichen Wert erreichten nur
weniger als zehn von den über 500 Urnengängen seit der Gründung des Bundesstaates.
Ebenfalls bemerkenswert ist die sehr tiefe Stimmbeteiligung von 27,8% (Durchschnitt
1992-2002: 44%): Seit der Einführung des Frauenstimmrechts 1971 fiel die Beteiligung
nur bei drei Urnengängen (von rund 280) unter die 30%-Marke.

Abstimmung vom 21. Mai 2006

Beteiligung: 27,8%
Ja: 1 137 450 (85,6%) / 20 6/2 Stände
Nein: 191 666 (14,4%) / 0 Stände

Parolen:
– Ja: CVP, FDP, SP (1*), SVP (4*), GP (1*), LP, CSP, EVP, EDU, FP; economiesuisse, SGB,
Travail Suisse, SGV, SBV, ZSA, Erziehungsdirektorenkonferenz, Dachverband der
Schweizer Lehrerinnen und Lehrer, Schweizerische Universitätskonferenz, Verband
Schweizer Hochschulstudierender.
– Nein: PdA, Lega, KVP; Centre patronal. 
– Stimmfreigabe: SD.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.05.2006
MAGDALENA BERNATH

Die niedrige Stimmbeteiligung erklärt die Autorin der Vox-Analyse mit der
ausgebliebenen Kampagne, fehlender Betroffenheit und entsprechend geringer
Mobilisierung. Gemäss der Nachbefragung votierten alle Bevölkerungsgruppen
unabhängig von Sprachregion, Alter, Geschlecht, sozialer Schicht und politischer
Einstellung für ein Ja. Einzig bei der SVP-Anhängerschaft fiel die Zustimmung mit 68%
etwas verhaltener aus als bei den übrigen Regierungsparteien mit über 90%. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.05.2006
MAGDALENA BERNATH

Anfang des Berichtsjahrs forderte die WBK-NR den Bundesrat mit einer
Parlamentarischen Initiative konkret dazu auf, in der neuen Legislatur (2011–2015) die
Zusammenführung der Bereiche Bildung und Forschung sowie Technologie und
Innovation in einem Departement vorzusehen. Die beiden Ersten sind derzeit im
Staatssekretariat für Bildung und Forschung (SBF) unter dem Dach des EDI
zusammengefasst, während für Letztere das Bundesamt für Berufsbildung und
Technologie (BBT) im EVD zuständig ist. Die WBK-SR sah den Anpassungsbedarf auch in
der Zielsetzung der Räte gegeben, über das neue Hochschulförderungs- und
Koordinationsgesetz (HFKG) zu einer landesweit koordinierten Hochschulpolitik zu
finden (siehe unten). Unter der Voraussetzung, dass der Bundesrat in Bezug auf das
gewünschte Bildungsdepartement untätig bleiben sollte, verlangte der Initiativtext die
Übertragung der Verwaltungsorganisationskompetenz von der Regierung an die Räte.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.11.2011
SUZANNE SCHÄR
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Diese würde über eine entsprechende Anpassung des Regierungs- und
Verwaltungsorganisationsgesetzes (RVOG) erfolgen. Zwei Tage nachdem die WBK-SR
ihre Zustimmung zur nationalrätlichen Initiative gegeben hatte, liess der Bundesrat
verlauten, den geforderten Departementsumbau auf Anfang 2013 umzusetzen. Dabei
sollen das SBF und die ETH aus dem EDI herausgelöst und unter dem Dach des EVD – ab
2013 Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF) – mit dem BBT
zusammengeführt werden. Aufgrund des bundesrätlichen Versprechens zog die WBK-
NR die Initiative zurück. 11

Berufsbildung

Mittels einer parlamentarischen Initiative forderte Nadine Masshardt (sp, BE) eine
Änderung des Berufsbildungsgesetzes, um die politische Bildung in der Berufsbildung
als besondere Leistung im öffentlichen Interesse festzulegen. Ziel war es, dadurch dem
Bund zu erlauben, Massnahmen zur Förderung der politischen Bildung in der
Berufsbildung zu unterstützen. Masshardt unterstrich ihr Anliegen mit dem Verweis auf
eine Studie von GFS Bern, die zeige, dass bei Berufsschülerinnen und -schülern ein
besonderer Förderbedarf in politischer Bildung bestehe. 
Eine knappe Mehrheit der WBK-NR unterstützte das Anliegen in der Vorprüfung. Sie
verwies darauf, dass gerade in der direktdemokratischen Schweiz die Vorbereitung der
Jugendlichen auf die Ausübung ihrer politischen Rechte fundamental sei. Eine starke
Minderheit beantragte, der Initiative keine Folge zu geben. Sie machte geltend, dass es
für den Bund aufgrund des BBG bereits jetzt möglich sei, Projekte zur Förderung der
politischen Bildung zu unterstützen. Es bedürfe deshalb keiner Änderung des BBG. Sie
gab zudem zu bedenken, dass es in den Kantonen und Gemeinden bereits viele
öffentliche und private Projekte gebe.
In der WBK-SR stiess die Initiative auf mehr Widerstand. Die Mehrheit äusserte Zweifel
am Nutzen der angestrebten Anpassung des BBG und wies ebenfalls auf die bereits
bestehenden Möglichkeiten hin, unter anderem auch auf das Kinder- und
Jugendförderungsgesetz, auf dessen Grundlage beispielsweise die Durchführung der
Jugendsession unterstützt werde.
In der Debatte im Nationalrat war der Bedarf an politischer Bildung für
Berufsschülerinnen und -schüler unbestritten. Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH) wies für die
Minderheit aber darauf hin, dass das Anliegen längst  in den Lehrplänen der
verschiedenen Berufslehren integriert worden sei. Zudem sei es Sache der
Organisationen der Arbeitswelt, die Lehrinhalte genau festzulegen. Dies beinhalte auch
politische Bildung, aber eben nicht nur, so Bigler in seinen Ausführungen.
Vertreterinnen und Vertreter der Kommissionsmehrheit hingegen betonten, dass es mit
der parlamentarischen Initiative möglich wäre, einzelne Vorhaben wie beispielsweise
eine Projektwoche zur politischen Bildung zu finanzieren, wobei es aber nicht um die
Einführung eines zusätzlichen Fachs gehe. Gemäss der Kommissionsmehrheit seien
bislang manche Berufsschülerinnen und -schüler in politischer Bildung nicht genügend
unterrichtet worden. Dies sei auch aus demokratiepolitischer Sicht problematisch.
Durch politische Bildung würde das Interesse der Jugendlichen steigen und dadurch
komme es hoffentlich auch zu einer hohen Stimm- und Wahlbeteiligung bei ihnen.
Letztlich wurde der parlamentarischen Initiative in der Abstimmung äusserst knapp mit
88 zu 87 Stimmen keine Folge gegeben. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.09.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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